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Einkommensteuer . Ertragsteuerliche Behandlung bestimmter Kryptowerte 
 
Am 06. März 2025 wurde ein neues Schreiben des Bundesfinanzministeriums mit Vorgaben zu den 
ertragsteuerrechtlichen Mitwirkungs- und Aufzeichnungspflichten bei Kryptowerten (wie z. B. Bitcoin) 
veröffentlicht. Dieses Schreiben ersetzt das bisherige Schreiben aus 2022. 
 
Tätigkeiten im Zusammenhang mit Kryptowerten können zu Einkünften aus allen Einkunftsarten (z. B. 
Einkünfte aus Gewerbebetrieb und Kapitalvermögen) führen.  
 
Klargestellt wird in Rz. 53 des vorgenannten Schreibens, dass Gewinne aus dem Verkauf von im Pri-
vatvermögen gehaltenen Kryptowerten Einkünfte aus privaten Veräußerungsgeschäften darstellen, 
wenn der Zeitraum zwischen Anschaffung und Veräußerung nicht mehr als ein Jahr beträgt. Gewinne 
bleiben indes steuerfrei, wenn die Summe der aus allen privaten Veräußerungsgeschäften im Kalen-
derjahr erzielten Gewinne weniger als € 1.000,00 beträgt. 
 

Einkommensteuer . Steuerpflichtige Kapitalerträge bei Stundung einer Kaufpreis-
forderung 
 
Die Stundung des Kaufpreises aus dem Verkauf eines zum Privatvermögen gehörenden Grundstücks 
im Wege einer Ratenzahlung ist als Einräumung eines Darlehens zu qualifizieren, das zu Einkünften 
aus Kapitalvermögen führen kann. Dies gilt auch, wenn die Vertragsparteien eine Verzinsung ausdrück-
lich ausgeschlossen haben. Ob es aber tatsächlich dazu kommt, hängt von den weiteren vertraglichen 
Vereinbarungen ab, wie das Finanzgericht Schleswig-Holstein entschieden hat. 
 
Der Entscheidung des Finanzgerichts Schleswig-Holstein vom 17. September 2024 lag folgender Sach-
verhalt zugrunde: 
 
Die Steuerpflichtigen hatten ihrer Tochter ein Hausgrundstück verkauft, den im Übertragungsvertrag 
vereinbarten Kaufpreis jedoch (ebenfalls im Übertragungsvertrag) gestundet. Die Stundungsvereinba-
rung sah vor, dass die Tochter den Kaufpreis in monatlichen Raten bezahlt. 
 
Eine Verzinsung wurde nicht vereinbart. Die in diesem Verzicht liegende Kaufpreisreduzierung wurde, 
so die Vereinbarung, der Tochter geschenkt. 
 
Das Finanzamt ging von einem in der Ratenzahlungsvereinbarung liegenden Zinsanteil aus, den es der 
Besteuerung unterwarf. Nach erfolglosem Einspruch gab das Finanzgericht Schleswig-Holstein der hier-
gegen gerichteten Klage statt.  
 
Der in der Ratenzahlungsabrede rechnerisch enthaltene Zinsanteil ist unter den vorliegenden Umstän-
den nicht als Ertrag aus einer Kapitalforderung zu qualifizieren. Die Differenz zwischen dem Nominal-
kaufpreis und dem abgezinsten Barkaufpreis haben die Eltern ihrer Tochter ausdrücklich geschenkt.  
 
Die hierin bzw. in dem entsprechenden Kapitalnutzungsvorteil liegende freigebige Zuwendung ist als 
Schenkung zu qualifizieren und deshalb für die Einkommensteuer irrelevant. Es besteht ein Anwen-
dungsvorrang der Schenkungsteuer, so dass die Ertragsbesteuerung in diesem Fall zurücktritt. 
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Andere Auffassung 
 
Das Finanzgericht Köln hat am 27. Oktober 2022 zu dieser Thematik eine andere Ansicht vertreten. 
Danach ist es unvermeidlich und nicht verfassungswidrig, wenn es bei folgerichtiger Ausgestaltung jeder 
Einzelsteuer zu Doppelbelastungen kommt.  
 
Da gegen beide Entscheidungen die Revision anhängig ist, wird der Bundesfinanzhof nun für Klarheit 
sorgen können. 
 

Einkommensteuer . Kriterien zur Einkünfteerzielungsabsicht von Ferienwohnun-
gen 
 
Bei einer auf Dauer angelegten Vermietung ist grundsätzlich und typisierend von der Absicht des Steu-
erpflichtigen auszugehen, einen Einnahmeüberschuss zu erwirtschaften. Dies gilt bei ausschließlich an 
Feriengäste vermieteten und in der übrigen Zeit hierfür bereitgehaltenen Ferienwohnungen aber nur 
dann, wenn die Vermietung die ortsübliche Vermietungszeit von Ferienwohnungen nicht erheblich (d. h. 
um mind. 25 %) unterschreitet.  
 
Das Vermieten einer Ferienwohnung ist nämlich mit einer auf Dauer angelegten Vermietung nur ver-
gleichbar, wenn die Ferienwohnung im ganzen Jahr – bis auf ortsübliche Leerstandszeiten – an wech-
selnde Feriengäste vermietet wird. Nur dann entspricht die Tätigkeit dem Typus des „Dauervermieters“ 
und rechtfertigt die Annahme, dass die Vermietung trotz (über längerer Zeiträume) anfallender Wer-
bungskostenüberschüsse in der Regel letztlich zu positiven Einkünften führt. 
 
Kriterien für und gegen eine Einkünfteerzielungsabsicht 
 
Aktuell hat sich das Finanzgericht Rheinland-Pfalz mit der Prüfung der Einkünfteerzielungsabsicht bei 
Ferienwohnungen beschäftigt und vor allem die folgenden Aspekte betrachtet: 
 
Die individuellen Vermietungszeiten sind mit denen zu vergleichen, die hinsichtlich des gesamten Feri-
enorts im Durchschnitt erzielt werden. Dabei ist „Ort“ nicht identisch mit dem Gebiet der Gemeinde. Er 
kann – je nach Struktur des lokalen Ferienwohnungsmarktes – das Gebiet einer oder mehrerer (ver-
gleichbarer) Gemeinden oder auch nur Teile einer Gemeinde oder gar nur den Bereich eines Ferien-
komplexes umfassen. Die bei der Auslastungsprüfung heranzuziehenden durchschnittlichen Vermie-
tungszeiten des jeweiligen „Ortes“ müssen – so weit wie möglich – repräsentativ sein. 
 
Liegen diese Voraussetzungen nicht vor oder können ortsübliche Vermietungszeiten nicht festgestellt 
werden, ist die Vermietung an Feriengäste nicht mit einer auf Dauer ausgerichteten Vermietungstätigkeit 
vergleichbar. Das heißt: Die Einkünfteerzielungsabsicht muss dann durch eine Prognose überprüft wer-
den. Die Feststellungslast für die Typisierung obliegt dem Steuerpflichtigen. 
 
Die Unterschreitensgrenze von 25 % ist hierbei kein starrer Wert. Nur aus Vereinfachungsgründen und 
um den Unsicherheiten Rechnung zu tragen, hat der Bundesfinanzhof die Grenze bei mindestens 25 % 
angesetzt. 
 
  



 

 4

Mai 2025 

Tipp: Je mehr die ortsüblichen Vermietungszeiten unterschritten werden, desto mehr gewinnt die 
Frage nach den Gründen des Leerstands an Bedeutung (z. B. Unbenutzbarkeiten der Wohnung 
wegen Instandsetzungsarbeiten; Leerstand wegen unzureichender Vermietungsbemühungen, 
z. B. als Ausdruck der Absicht, die Ferienwohnung nur als Vermögensanlage und / oder für eine 
zukünftige Selbstnutzung vorzuhalten). 

 
Ob die Vermietungstätigkeit einen Totalüberschuss erwarten lässt, hängt von einer unter Heranziehung 
aller objektiv erkennbaren Umstände zu treffenden Prognose über die voraussichtliche Dauer der Ver-
mögensnutzung, die in dieser Zeitspanne voraussichtlich erzielbaren steuerpflichtigen Erträge und an-
fallenden Werbungskosten ab. Zukünftig eintretende Faktoren sind in die Beurteilung nur einzubezie-
hen, wenn sie bei objektiver Betrachtung vorhersehbar sind. Die Verhältnisse eines bereits abgelaufe-
nen Zeitraums können wichtige Anhaltspunkte liefern. Der Prognosezeitraum ist typisierend mit 30 Jah-
ren zugrunde zu legen. 
 
Auch wenn für die Berechnung primär auf die Vermietungstage der Ferienwohnung abzustellen ist, ist 
es unschädlich, auf die statistischen Zahlen zur Bettenauslastung zurückzugreifen. Die Bettenauslas-
tung einer Ferienwohnung kann die Auslastung allenfalls – zulasten des Steuerpflichtigen – unterschrei-
ten, nicht aber – zugunsten des Steuerpflichtigen – übersteigen. Als Vermietungstage werden nämlich 
pauschal alle Tage erfasst, in denen die Ferienwohnung vermietet wird. Ob dabei die zulässige Gäste-
zahl erreicht wird, ist ohne Bedeutung. Hingegen gibt die Bettenauslastung personenbezogen Auskunft 
über die Belegung der Ferienwohnung.  
 
Die mit der Umrechnung von Bettenauslastung in Vermietungstage verbundenen Ungenauigkeiten sind 
dabei in Kauf zu nehmen. Dabei ist zu berücksichtigen, dass auch der Vergleich der tatsächlichen Ver-
mietungstage Ungenauigkeiten mit sich bringt. 
 
Unter Berücksichtigung der vorgenannten Aspekte kam das Finanzgericht Rheinland-Pfalz zu dem Er-
gebnis, dass in den Streitjahren keine Einkünfteerzielungsabsicht vorlag. Doch damit will sich die Steu-
erpflichtige nicht abfinden. Ob das Revisionsverfahren gegen das Urteil vom 22. November 2023 neue 
Erkenntnisse bringen wird, bleibt abzuwarten.  
 

Einkommensteuer . Einkünftequalifizierung bei Arztpraxen 
 
Ärzte und Zahnärzte erzielen aus ihrer freiberuflichen Tätigkeit Einkünfte aus selbstständiger Arbeit 
nach § 18 EStG. Dies gilt grundsätzlich auch bei einer Gemeinschaftspraxis.  
 
Allerdings kann es Konstellationen geben, in denen die Einkünfte der Gesellschaft als gewerbliche Ein-
künfte nach § 15 EStG einzustufen sind – mit der Konsequenz der Gewerbesteuerpflicht. Und darum 
ging es in folgendem Fall. 
 
Im Streitfall ging es um eine Partnerschaftsgesellschaft, die eine Zahnarztpraxis betreibt. Einem ihrer 
Seniorpartner oblag die kaufmännische Führung und die Organisation der ärztlichen Tätigkeit des Pra-
xisbetriebs (z. B. Vertretung gegenüber Behörden und Kammern, Personalangelegenheiten, Instand-
haltung der zahnärztlichen Gerätschaften).  
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Der Seniorpartner war weder „am Stuhl“ behandelnd tätig noch in die praktische zahnärztliche Arbeit 
der Mitsozien und der angestellten Zahnärzte eingebunden. Er beriet im Streitjahr fünf Patienten konsi-
liarisch und generierte hieraus einen geringfügigen Umsatz.  
 
Das Finanzamt und das Finanzgericht Rheinland-Pfalz stuften die Einkünfte der gesamten Gesellschaft 
als gewerblich ein. Dem folgte der Bundesfinanzhof allerdings nicht: Nach dem Urteil vom  
04. Februar 2025 erzielen alle Mitunternehmer Einkünfte aus freiberuflicher und damit selbstständiger 
Arbeit.  
 
Die freiberufliche Tätigkeit ist durch die unmittelbare, persönliche und individuelle Arbeitsleistung des 
Berufsträgers geprägt. Daher reicht die bloße Zugehörigkeit eines Gesellschafters zu einem freiberufli-
chen Katalogberuf nicht aus. Vielmehr muss positiv festgestellt werden können, dass jeder Gesellschaf-
ter die Hauptmerkmale des freien Berufs in seiner Person tatsächlich verwirklicht hat, also 
 

· die persönliche Berufsqualifikation sowie  
· das untrennbar damit verbundene aktive Entfalten dieser Qualifikation am Markt. 

 
Die persönliche Ausübung der freiberuflichen Tätigkeit im vorgenannten Sinne setzt allerdings nicht 
voraus, dass jeder Gesellschafter in allen Unternehmensbereichen leitend und eigenverantwortlich tätig 
ist und an jedem Auftrag mitarbeitet. Die eigene freiberufliche Betätigung eines Mitunternehmers kann 
auch in Form der Mit- und Zusammenarbeit stattfinden.  
 
Einen Mindestumfang für die nach außen gerichtete qualifizierte Tätigkeit sieht das Gesetz nicht vor.  
 
Eine freiberufliche zahnärztliche Tätigkeit ist demzufolge auch vorliegend anzunehmen. Auch in diesem 
Fall entfaltet der Berufsträger Tätigkeiten, die zum Berufsbild des Zahnarztes gehören.  
 
Tipp: In diesem Zusammenhang stellte der Bundesfinanzhof Folgendes heraus: Die kaufmännische 

Führung und Organisation der Personengesellschaft ist die Grundlage für die Ausübung der am 
Markt erbrachten berufstypischen zahnärztlichen Leistungen. Sie ist demzufolge auch Ausdruck 
seiner freiberuflichen Mit- und Zusammenarbeit sowie seiner persönlichen Teilnahme an der 
praktischen Arbeit. 

 

Einkommensteuer . Verrechnungsbeschränkung auch für definitive Verluste aus 
Steuerstundungsmodellen 
 
Die Ausgleichs- und Abzugsbeschränkung für Verluste aus Steuerstundungsmodellen ist auch im Fall 
eines definitiven Verlusts verfassungsgemäß. So lautet eine Entscheidung des Bundesfinanzhofs vom 
21. November 2024. 
 
Hintergrund 
 
Ein Steuerstundungsmodell liegt vor, wenn aufgrund einer modellhaften Gestaltung steuerliche Vorteile 
in Form negativer Einkünfte erzielt werden sollen. 
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§ 15b Abs. 1 EStG bestimmt nun, dass Verluste im Zusammenhang mit einem Steuerstundungsmodell 
weder mit Einkünften aus Gewerbebetrieb noch mit Einkünften aus anderen Einkunftsarten ausgegli-
chen und auch nicht im Wege des Verlustrück- oder -vortrags abgezogen werden dürfen. Sie mindern 
allein die Einkünfte, die der Steuerpflichtige in den folgenden Wirtschaftsjahren aus derselben Einkunfts-
quelle erzielt.  
 
Der Entscheidung des BFH lag folgender Sachverhalt zugrunde: 
 
Ein Steuerpflichtiger hatte sich als Kommanditist an einer im Jahr 2005 gegründeten GmbH & Co. KG 
beteiligt, die ein Werk zur Herstellung von Biodiesel aus Raps errichtete und betrieb. Im Anlegerprospekt 
des geschlossenen Fonds wurden den Anlegern für die Anfangsjahre 2005 bis 2007 kumulierte steuer-
liche Verluste iHv. ca. € 4,0 Mio. prognostiziert. Gewinne sollten ab 2008 anfallen. Bis 2020 sollten die 
Anleger einen Totalüberschuss von ca. 155 % erwirtschaften.  
 
Tatsächlich wurde jedoch 2009 das Insolvenzverfahren über das Vermögen der Gesellschaft eröffnet 
und ihr Betrieb aufgegeben. 
 
Das Finanzamt stufte die Gesellschaft als Steuerstundungsmodell ein und behandelte die Verluste der 
Kommanditisten als nur mit zukünftigen Gewinnen verrechenbar (und nicht als sofort ausgleichs- und 
abzugsfähig). Dieser Ansicht schlossen sich das Finanzgericht Mecklenburg-Vorpommern und der Bun-
desfinanzhof an. 
 
Die Annahme eines Steuerstundungsmodells setzt nicht voraus, dass sich eine Investition im Einzelfall 
als betriebswirtschaftlich nicht oder wenig sinnvoll darstellt. Der Anwendung des § 15b EStG steht auch 
nicht entgegen, dass die im Streitjahr 2009 nicht ausgleichsfähigen Verluste aufgrund der Insolvenz der 
Gesellschaft und der Betriebsaufgabe nicht mehr mit späteren Gewinnen aus derselben Einkunftsquelle 
verrechnet werden können. Die Verlustausgleichs- und Abzugsbeschränkung ist auch bei solchen defi-
nitiven Verlusten verfassungsgemäß.  
 
Tipp: Unter die Verlustausgleichs- und Abzugsbeschränkung bei Personengesellschaften fallen auch 

(individuelle) Sonderbetriebsausgaben des Gesellschafters, wie beispielsweise Verluste aus 
der Gewährung nachrangiger Gesellschafterdarlehen. 

 

Körperschaftsteuer . Aktuelles zu verdeckten Gewinnausschüttungen bei Aktien-
gesellschaften 
 
Der Bundesfinanzhof hat am 24. Oktober 2024 entschieden, dass Vergütungsvereinbarungen zwischen 
einer Aktiengesellschaft (AG) und einem Vorstandsmitglied, das zugleich Minderheitsaktionär ist, steu-
errechtlich regelmäßig anzuerkennen sind. Nur ausnahmsweise kommt der Ansatz einer verdeckten 
Gewinnausschüttung (vGA) in Betracht, wenn klare Anhaltspunkte dafür bestehen, dass sich der Auf-
sichtsrat bei der Vergütungsvereinbarung einseitig an den Interessen des Vorstandsmitglieds orientiert 
hat. 
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Dem Urteil lag folgender Sachverhalt zugrunde: 
 
Eine AG hatte durch ihren Aufsichtsrat mit dem alleinvertretungsberechtigten Vorstand X eine Vergü-
tungsvereinbarung getroffen, die umsatz- und auch gewinnabhängige Tantiemezahlungen vorsah. Zwei 
Mitglieder des dreiköpfigen Aufsichtsrats waren neben dem X Minderheitsaktionäre, das dritte Mitglied 
war an der AG nicht beteiligt. Verwandtschaftliche Beziehungen bestanden nicht.  
 
Das Finanzamt und das Finanzgericht Nürnberg behandelten die umsatz- und gewinnabhängigen Ver-
gütungszahlungen an X als vGA – nicht aber der Bundesfinanzhof. 
 
Zwar sind vor allem umsatzabhängige Tantiemen wegen der Gefahr einer Gewinnabsaugung nur aus-
nahmsweise steuerrechtlich anzuerkennen. Jedoch hat das Finanzgericht Nürnberg nicht beachtet, 
dass die herangezogene Rechtsprechung die Vergütung des Gesellschafter-Geschäftsführers einer 
GmbH betrifft. Bei einer AG liegen die Verhältnisse nämlich anders.  
 
Hier handelt für die AG ein Aufsichtsrat, der bei der Vereinbarung der Vorstandsvergütung die Interes-
sen der AG wahren muss. Im Streitfall konnte X den Aufsichtsrat auch nicht beherrschen, weil er nicht 
über die für die Wahl der Aufsichtsratsmitglieder erforderliche Aktienmehrheit verfügte und er den Mit-
gliedern auch nicht nahestand.  
 
In einer solchen Konstellation sind vGA im Zusammenhang mit umsatz- oder gewinnabhängigen Tanti-
emen nur ausnahmsweise dann anzusetzen, wenn besondere Umstände klar ergeben, dass sich der 
Aufsichtsrat einseitig an den Interessen des Vorstandsmitglieds orientiert hat. 
 

Bilanzierung . Wirtschaftliches Eigentum an zur Sicherheit übereigneten Aktien 
 
Der Bundesfinanzhof hat am 13. November 2024 über das wirtschaftliche Eigentum an zur Sicherheit 
übereigneten Aktien entschieden. Werden Aktien zur Sicherheit übereignet, sind sie steuerlich ab dem 
Eigentumsübergang dem Erwerber und Sicherungsnehmer zuzurechnen, wenn dieser die wesentlichen 
mit den Aktien verbundenen Rechte (insbesondere Veräußerung und Ausübung von Stimmrechten) 
rechtlich und tatsächlich unabhängig vom Eintritt eines Sicherungsfalls ausüben kann. 
 
Im Streitfall hatte die Klägerin mit ihrer Bank zeit- und betragsgleiche, gegenläufige Wertpapierpensi-
ons- und Wertpapierdarlehensgeschäfte abgeschlossen. Für die Dauer der Wertpapierdarlehen erhielt 
sie als Sicherheit börsennotierte britische Aktien von ihrer Bank gegen Zahlung einer Gebühr. Über 
diese Aktien konnte sie uneingeschränkt verfügen und mit ihnen verbundene Stimmrechte ausüben.  
 
Bei Beendigung der Wertpapierdarlehen musste sie Aktien gleicher Art und Menge zurückübertragen. 
Ausgeschüttete Dividenden hatte sie zeit- und betragsgleich an ihre Bank weiterzuleiten.  
 
Da bezogene Dividenden nach damaliger Rechtslage steuerfrei gewesen sind, die Weiterleitung der 
Dividenden jedoch steuerlich als Betriebsausgabe abziehbar war, ergab sich in Höhe der bezogenen 
Dividenden ein steuerlicher Verlust. Diesen Verlust maximierte die Klägerin, indem sie Aktien, deren 
Ausschüttungen sie bereits empfangen hatte, vorzeitig gegen solche austauschte, bei denen die Aus-
schüttung noch anstand. 
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Das Finanzamt sah hierin einen Missbrauch von rechtlichen Gestaltungsmöglichkeiten (§ 42 AO) und 
erhöhte den Gewinn der Klägerin um die bezogenen Dividenden.  
 
Die Klage blieb erfolglos. Das Finanzgericht München rechtfertigte die Gewinnerhöhungen damit, dass 
die britischen Aktien im Zeitpunkt des Dividendenbezugs steuerlich nicht der Klägerin, sondern ihrer 
Bank zuzurechnen seien, so dass es auf einen Gestaltungsmissbrauch nicht ankam. Dem ist der Bun-
desfinanzhof aber nun entgegengetreten. 
 
Die Aktien waren steuerlich nach § 39 AO der Klägerin zuzurechnen, weil ihr – anders als beim klassi-
schen Sicherungseigentum – die wesentlichen mit den Aktien verbundenen Rechte zugestanden haben. 
 
Nicht relevant sind für die Zurechnung subjektive Absichten, bestehende Befugnisse auch wahrnehmen 
zu wollen. Solche Motive können jedoch bei einer Prüfung des Vorliegens eines Gestaltungsmiss-
brauchs beachtlich sein.  
 
Ob ein solcher vorliegt, konnte der Bundesfinanzhof jedoch auf der Grundlage der Feststellungen des 
Finanzgerichts München nicht abschließend prüfen. Deshalb wurde der Fall an das Finanzgericht zu-
rückverwiesen. 
 

Gewerblicher Rechtsschutz . Volle Transparenz – 30-Tage-Bestpreis ist bei Ra-
batt-Werbung anzugeben 
 
LG Düsseldorf, Urteil vom 04.04.2025, Az. 38 O 284/24 
 
Das Landgericht Düsseldorf hat in einem Musterurteil entschieden, dass Unternehmen nicht mehr nur 
mit einer durchgestrichenen unverbindlichen Preisempfehlung werben dürfen, ohne den Bestpreis der 
letzten 30 Tage anzugeben. 
 
Geklagt hatte die Verbraucherzentrale Baden-Württemberg gegen den Discounter Aldi-Süd. Die Ver-
braucherschützer wollten eine Unterlassung des Discounters erreichen, zukünftig nicht mehr nur mit 
Rabattierungen aufgrund einer „durchgestrichenen“ unverbindlichen Preisempfehlung zu werben. Aldi 
hingegen vertrat die Ansicht, eine bloße Gegenüberstellung des aktuellen Preises mit der UVP sei ohne 
Angabe des 30-Tage-Bestpreises weiterhin zulässig. 
 
Nein! Entschied das Landgericht Düsseldorf. Wenn mit einer durchgestrichenen unverbindlichen Preis-
empfehlung (UVP) und einer prozentualen Preissenkung geworben werde, müsse zusätzlich auch der 
sogenannte „30-Tage-Bestpreis“ angeben werden, also der niedrigste Preis, den das beworbene Pro-
dukt in den vergangenen 30 Tagen hatte. 
 
Dies ergebe sich bereits aus der Preisangabenverordnung, die seit 2022 vorsehe, dass in Fällen derar-
tiger Rabattwerbung der günstigste Preis der letzten 30 Tage ebenfalls genannt werden müsse. 
 
Hintergrund der Vorschrift ist, dass sog. „Mondpreisen“, also überhöhten UVP-Preisangaben oder Preis-
erhöhungen kurz vor einer Preissenkung, um dann einen hochprozentigen Rabatt bewerben zu können, 
ein Riegel vorgeschoben werden soll. 
 
Das Urteil ist noch nicht rechtskräftig und es könnte seinen Weg noch zum BGH finden. 
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Arbeitsrecht . Arbeitszeitbetrug – Detektivkosten als Schadensersatz? 
 
LAG Köln, Urteil vom 11.02.2025, Az. 7 Sa 635/23 
 
Das Landesarbeitsgericht Köln hat einen ehemaligen Fahrkartenkontrolleur, der des Arbeitszeitbetru-
ges überführt wurde, zur Zahlung von Detektivkosten in Höhe von über € 21.000,00 verurteilt. 
 
Im Juni 2022 erhielt ein Verkehrsbetrieb von betrieblichen Sicherheitsbediensteten die Information, dass 
es einer der angestellten Fahrkartenkontrolleure mit der Arbeitszeit „wohl nicht so genau nehme“. Um 
der Sache nachzugehen, beauftragte der Betrieb einen Privatdetektiv, der den Verdächtigten beschat-
ten sollte. Nach fünf Tagen der Beschattung berichtete der Detektiv seinem Auftraggeber bereits von 
mehreren festgestellten Arbeitszeitverstößen. Der Verdacht hatte sich gegen den Kontrolleur somit er-
härtet, was den Verkehrsbetrieb dazu veranlasste, eine Dauerbeschattung für einen Zeitraum von zwei 
Wochen zu beauftragen. 
 
In dieser Zeit konnte der Detektiv Feststellungen dazu treffen, dass der Beschattete 25 Stunden und 
54 Minuten offensichtlich anderen Tätigkeiten als seiner beruflichen nachgegangen war. So verbrachte 
der Kontrolleur nach den Wahrnehmungen des Detektivs große Teile seiner Arbeitszeit bei seiner 
Freundin, in Bäckereien und Cafés, beim Friseur oder in der Moschee. Auch private Fotoshootings am 
Rheinufer konnte der Detektiv beobachten. 
 
Das genügte dem Verkehrsbetrieb, der Kontrolleur wurde einbestellt und es fand eine Anhörung durch 
den Betriebsrat statt. In dieser zeigte sich der Ertappte jedoch wenig bis gar nicht einsichtig. Er behaup-
tete, dass das Zeiterfassungssystem nicht funktioniert habe. Auch sei keinesfalls nachgewiesen, dass 
er die Cafés und Bäckereien nicht für „Arbeitsbesprechungen“ aufgesucht habe.  
 
Diese Ausführungen waren für den Arbeitgeber nicht überzeugend, so dass dem Kontrolleur die außer-
ordentliche fristlose Kündigung des Arbeitsverhältnisses ausgesprochen wurde. 
 
Gegen die Kündigung erhob der Kontrolleur Klage vor dem Arbeitsgericht Köln und verlangte zudem 
ein wohlwollendes Arbeitszeugnis. Das Echo des Betriebes gegen die Klage war heftig: Neben der Ver-
teidigung der Wirksamkeit der Kündigung erhob der Verkehrsbetrieb Widerklage gegen den Ex-Arbeit-
nehmer auf Zahlung der angefallenen Detektivkosten in Höhe von über € 21.000,00. 
 
Bereits das Arbeitsgericht wies die Klage des Kontrolleurs ab und gab der Widerklage des Verkehrsbe-
triebes statt. Das Urteil wurde vom Landesarbeitsgericht bestätigt. 
 
In der Begründung führten die Richter aus, dass es für eine fristlose Kündigung einen Grund brauche, 
der nicht nur allgemein, sondern auch im Einzelfall schwer genug wiege, um ein sofortiges Ende des 
Arbeitsverhältnisses zu rechtfertigen. 
 
Ein Arbeitszeitbetrug laste typischerweise schwer auf einem Arbeitsverhältnis, so die Richter. Das gelte 
generell sowohl für den Missbrauch einer Stempeluhr als auch für das Ausstellen falscher Formulare. 
Ein Arbeitgeber müsse auf die korrekte Dokumentation der Arbeitszeit vertrauen können. Trage der 
Arbeitnehmer die Zeiten wissentlich falsch ein, verletze er in aller Regel seine Pflicht zur Rücksicht-
nahme gegenüber dem Arbeitgeber. 
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Auf den konkreten Fall übertragen sah das Gericht einen schweren Vertrauensbruch als gegeben an. 
Das vorinstanzliche Arbeitsgericht habe zutreffend festgestellt, dass der Kläger während der Arbeitszeit 
privaten Tätigkeiten nachgegangen sei. So etwa am 09. Dezember 2022, als er „um 15:58 Uhr aus dem 
Haus seiner Freundin" gekommen sei. Es sei „auszuschließen, dass er in der Wohnung seiner Freundin 
Fahrkarten kontrolliert hat", stellte das Gericht klar. 
 
Die behaupteten Probleme bei der Zeiterfassung seien nach Ansicht der Richter nicht zu erkennen ge-
wesen. Auch habe der Kontrolleur nicht vorgebracht, dass er die Zeit in der Wohnung der Freundin als 
Pausenzeit hätte erfassen wollen. Insoweit war die Kündigung rechtmäßig. 
 
Auch die Überwachung des ehemaligen Arbeitgebers durch einen Detektiv hielten die Richter für zuläs-
sig, so dass in der Folge der Aufwand als Schadensersatz verlangt werden könne. 
 
Der Kontrolleur berief sich dabei vergebens auf eine Rechtswidrigkeit der Überwachung und führte da-
bei datenschutzrechtliche Normen der DSGVO sowie sein Recht auf informationelle Selbstbestimmung 
und ein damit ein einhergehendes Beweisverwertungsverbot an. 
 
Der Einsatz eines Privatdetektivs sei nach § 26 Bundesdatenschutzgesetz (Datenverarbeitung für Zwe-
cke des Beschäftigungsverhältnisses) zulässig, so die Richter. Selbst wenn nicht, bestehe auch kein 
Beweisverwertungsverbot. Der Privatdetektiv habe beobachtet, fotografiert, dokumentiert und einen 
GPS-Sender an das Dienstfahrzeug des Arbeitnehmers angebracht. Das sei zwar ein Eingriff in die 
Persönlichkeitsrechte und das Recht auf informationelle Selbstbestimmung. Dieser Eingriff sei jedoch 
von geringer Intensität, da er nur zu Schichtzeiten, über wenige Tage und im öffentlichen Verkehrsraum 
überwacht worden sei. Es sei damit praktisch nur dokumentiert worden, was jeder beliebige Passant 
ebenfalls hätte wahrnehmen können.  
 
So habe nach der Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts der Arbeitnehmer dem Arbeitgeber die 
Detektivkosten zu ersetzen, wenn es einen konkreten Tatverdacht gegeben habe und er am Ende über-
führt werde. Damit seien die Kosten keine vom Arbeitgeber zu tragenden Vorsorgekosten, sondern re-
gulärer Schadensersatz im Sinne des § 249 BGB. Durch die Hinweisgespräche mit der angestellten 
Sicherheitsfirma habe sich hier ein begründeter Verdacht ergeben und letztlich sei der Kontrolleur auch 
überführt worden. Somit sind die Aufwendungen für die Beschattung zu ersetzen. 
 
Ob die Entscheidung rechtskräftig ist, ist diesseits nicht bekannt. 
 

Arbeitsrecht . Kündigungsgrund? – Trotz Krankschreibung zum Karnevalsapell 
 
LAG Köln, Urteil vom 21.01.2025, Az. 7 SLa 204/24 
 
Das Landesarbeitsgericht Köln hat drei Kündigungen eines Arbeitsverhältnisses kassiert, die ein Arbeit-
geber seinem krankgeschriebenen Arbeitnehmer ausgesprochen hatte, der trotz dessen an Karnevals-
veranstaltungen teilgenommen hatte. 
 
Der klagende Karnevalist aus Köln ist bei einem Logistikunternehmen angestellt. Im November 2022 
und Januar 2023 war er jeweils für eine Woche arbeitsunfähig krankgeschrieben. Gleichwohl besuchte 
er während dieser Zeit Karnevalsveranstaltungen. 
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Der Erste „Vorfall“ ereignete sich am Freitagabend der ersten Krankheitswoche im November 2022. 
Hier nahm er am „Mobilmachungsappell" seines Karnevalsvereins teil. Im Januar 2023 tauchte dann 
ein Video von ihm auf, indem er in voller Karnevalsmontur in einen Hotelsaal einmarschierte. Aufge-
nommen wurde das Video an einem Donnerstag der zweiten Krankschreibungswoche im Januar 2023 
und zeigte den „Generalkorpsappell" des Vereins.  
 
Der Arbeitgeber des Karnevalisten zeigte dafür keinerlei Verständnis und warf dem Arbeitnehmer vor, 
nur simuliert zu haben. Es folgten eine fristlose Kündigung im Februar 2023 und eine ordentliche Kün-
digung jeweils im April und November 2023. 
 
Mit einer Kündigungsschutzklage wandte sich der Mitarbeiter gegen die Kündigungen. Er hatte vor dem 
Arbeitsgericht Köln Erfolg, die Kündigungen wurden für unwirksam erklärt. Das LAG Köln gab dem Ar-
beitnehmer in der nächsten Instanz ebenfalls Recht. Nach Ansicht der Richter konnte nicht nachgewie-
sen werden, die Krankheit nur vorgetäuscht zu haben. Das Arbeitsverhältnis bleibt bestehen. 
 
Das Landesarbeitsgericht stellte in dem Urteil klar, dass im Krankheitsfall grundsätzlich der Arbeitneh-
mer die eigene Arbeitsunfähigkeit beweisen müsse. Ein ärztliches Attest habe dafür einen besonders 
hohen Beweiswert. Sobald ein Arbeitgeber das Attest anzweifele, könne er sich nur auf zweierlei beru-
fen. Entweder darauf, dass der Arbeitnehmer die Krankheit nur simuliert habe oder darauf, dass der 
Arzt die Arbeitsunfähigkeit nicht richtig erkannt habe. Das wiederum müsse der Arbeitgeber dann aber 
näher darlegen und notfalls beweisen. 
 
Daher war nach Ansicht der Richter genau zwischen den beiden verschiedenen Karnevalsveranstaltun-
gen zu unterscheiden. Der „Mobilmachungsappell" im November 2022 fand am Abend des letzten Tags 
einer Krankschreibung statt. Zu diesem Zeitpunkt sei die Arbeitsunfähigkeit bereits beendet gewesen, 
so das LAG. Der Arbeitnehmer sei an diesem Abend auch nicht sonst wie zur Arbeit verpflichtet gewe-
sen. Eine abendliche Veranstaltung habe das Attest damit von vornherein nicht erschüttern können. So 
jedenfalls bei einem klägerseits vorgetragenen Atemwegsinfekt. 
 
Der zweite Vorfall im Januar 2023, bei dem der Kläger in voller Montur dem „Generalkorpsappell" bei-
gewohnt hatte, fand jedoch an einem Donnerstagabend und damit innerhalb des Krankheitszeitraums 
statt. Dadurch werde das vorgelegte Attest nach Ansicht des LAG erschüttert.  
 
Daher hätte der Arbeitnehmer im Rahmen seiner sekundären Darlegungslast zur Arbeitsunfähigkeit 
konkreter vortragen müssen. Er müsse noch keinen Vollbeweis liefern, aber Hinweise zu den Fragen 
liefern, welche Krankheiten vorgelegen haben und wie diese seine Gesundheit beeinträchtigt hätten. 
Ferner hätte er vorzutragen, welche Verhaltensmaßregeln der Arzt vorgegeben habe und welche Me-
dikamente verordnet worden seien. Gegebenenfalls müsse er dafür den Arzt auch von seiner Schwei-
gepflicht entbinden. 
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Dem kam der Kläger letztlich auch nach. Er erklärte, dass es sich bei den Appellen nicht um Karnevals-
veranstaltungen im eigentlichen Sinne gehandelt habe, sondern eher um organisatorische Veranstal-
tungen. Diese seien ähnlich einer Mitgliederversammlung in einem Verein. Er habe nur für anderthalb 
bis zwei Stunden anwesend sein wollen, um seine Belastungsfähigkeit zu testen. Nach einer Stunde 
habe er sich abholen lassen, um eine Neuerkrankung zu vermeiden. Es mache für ihn einen Unter-
schied, ob man für bis zu zwei Stunden an einer organisatorischen Veranstaltung teilnehme oder für 
sieben bis acht Stunden konzentriert am Arbeitsplatz sei. Auch seinen Arzt hatte er von der Schweige-
pflicht entbunden. Dieser hatte dem Gericht mitgeteilt, dass der Atemwegsinfekt schon weitestgehend 
abgeklungen und durch die Teilnahme nicht verschlimmert worden war. 
 
Diese Auskünfte genügten den Richtern und befanden, dass der Kläger seiner sekundären Darlegungs-
last damit hinreichend nachgekommen sei. In der Folge wäre es daher wieder Sache des Arbeitgebers 
gewesen, eine Simulation darzulegen und zu beweisen. So etwas könne nach Aussage des Gerichts 
beispielsweise dann gelingen, wenn der Arbeitnehmer wegen eines Bandscheibenvorfalls krankge-
schrieben sei, dann aber beim Tanz auf der Karnevalsbühne gesichtet werde. Stattdessen habe der 
Arbeitgeber aber nur die Behauptungen des Arbeitnehmers angezweifelt, ohne weiteren Vortrag zu lie-
fern. Das habe jedoch nicht ausgereicht, zumal die Grenze der Arbeitsunfähigkeit zur Arbeitsfähigkeit 
bei einer Erkältung fließend und subjektiv sei, so das Landesarbeitsgericht. 
 
Ob die Entscheidung rechtskräftig ist, ist diesseits nicht bekannt. 
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